
 

 

N i e d e r s c h r i f t 

RPA/X/01 
 

 
Niederschrift über die Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses der Gemeinde Rosendahl 
am 16.09.2021 im Sitzungssaal des Rathauses, Osterwick, Hauptstraße 30, Rosendahl. 
 

Anwesend sind: 
 
Der Bürgermeister 
 
Gottheil, Christoph Bürgermeister    
 
Der Ausschussvorsitzende 
 
Mensing, Hartwig 1.  stellvertretender Aus-

schussvorsitzender 
   

 
Die Ausschussmitglieder 
 
Fedder, Ralf    Vertretung für Herrn Franz 

Schubert 
Fischedick, Jens    Vertertung für Herrn Hein-

rich Feldmann 
Fleige-Völker, Josefa       
Hambrügge, Carmen       
Lembeck, Guido       
Pirkl, Günter       
Rahsing, Ewald       
Reints, Hermann       
Söller, Hubertus       
 
Von der Verwaltung 
 
Nürenberg, Anna Kämmerin    
Eske, Natalia Schriftführerin    
 
Als Gast zu TOP 6 ö.S. 
 
Jürgens, Andreas Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaft Concunia GmbH, 
Münster 

   

 
 

Es fehlen entschuldigt: 
 
Der Ausschussvorsitzende 
 
Schubert, Franz Auschussvorsitzender    
 
Die Ausschussmitglieder 
 
Feldmann, Heinrich       
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Beginn der Sitzung: 19:00 Uhr 
 
Ende der Sitzung: 20:24 Uhr 
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T a g e s o r d n u n g 
 
Der stellv. Ausschussvorsitzende Mensing begrüßt die Ausschussmitglieder, die Vertreterin-
nen und Vertreter der Verwaltung sowie Herrn Jürgens von der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Concunia GmbH. 
 
Er stellt fest, dass zu dieser Sitzung mit Einladung vom 07.09.2021 form- und fristgerecht 
eingeladen wurde und dass der Ausschuss beschlussfähig ist. 
 
Hiergegen erhebt sich kein Widerspruch.  
 
 

1 Bestellung eines Schriftführers und dessen Vertreter*in 

  

 Stellvertretender Ausschussvorsitzender Mensing erklärt, dass Herr Marco Heitz zum 
Schriftführer und Frau Natalia Eske zur stellvertretenden Schriftführerin für die Sit-
zungen des Rechnungsprüfungsausschusses bestellt werden sollen und bittet um 
Abstimmung. 

 

 Abstimmungsergebnis:  einstimmig  
 

 

2 Einwohner-Fragestunde gemäß § 27 Abs. 10 GeschO (1. Teil) 

  

 Es werden keine Fragen durch Einwohner gestellt. 

  

3 Anfragen der Ausschussmitglieder gemäß § 27 Abs. 9 GeschO (1.Teil) 

 

3.1 Mülltrennung - Herr Fedder 

  

 Ausschussmitglied Fedder knüpft auf die in der Sitzung des Ver- und Entsorgungs-
ausschusses vom 15.09.2021 besprochene Kontrolle der Biotonnen an. In der Sit-
zung wurde thematisiert, dass bei einer wiederholten fehlerhaften Mülltrennung eine 
Entsorgung über die Restmülltonne vorgesehen sei. Ausschussmitglied Fedder 
möchte nun wissen, wie verwaltungsseitig auf eine ordnungsgemäße Mülltrennung 
hingewirkt werde und ob es Sanktionsmechanismen gebe. Des Weiteren möchte er 
erfahren, ob die Biomülltonnen in den Fällen durch die Restmülltonnen ersetzt oder 
ob beide Mülltonnen genutzt und bezahlt werden müssen. Er betont, dass keine fi-
nanziellen Vorteile durch eine fehlerhafte Mülltrennung entstehen dürften. 
 
Antwort zur Niederschrift: 
 
§ 11 Absatz 3 der Satzung über die Abfallentsorgung der Gemeinde Rosendahl lau-
tet wie folgt: „Wird bei drei aufeinander folgenden Entleerungsterminen auf der 
Grundlage einer fototechnischen Dokumentation festgestellt, dass Bioabfallgefäße 
oder Papiergefäße mit Restmüll oder anderen Abfällen falsch befüllt worden sind, so 
werden wegen der damit verbundenen Verhinderung einer ordnungsgemäßen und 
schadlosen Verwertung dieser Abfälle die Bioabfall- und/oder Altpapiergefäße abge-
zogen und durch Restmüllgefäße mit einem entsprechenden Fassungsvolumen der 
abgezogenen Bioabfall-und Altpapiergefäße ersetzt.“ 
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Um eine ordnungsgemäße und schadlose Verwertung des Biomülls zu gewährleis-
ten, wird das Biomüllgefäß komplett abgezogen, da eine Trennung offensichtlich 
nicht erfolgt. 
Bei den im Jahr 2021 geltenden Gebührensätzen ergeben sich folgende Verände-
rungen beim Ersatz einer Biotonne durch eine Restmülltonne: 
 

 Gebühr 80 ltr. Bio = 52,90 € / Ersatz 80 ltr. Rest = 121,10 € = 68,20 € Mehr-

kosten 

 Gebühr 120 ltr. Bio = 66,80 € / Ersatz 120 ltr. Rest = 159,70 € = 92,90 € 

Mehrkosten 

 Gebühr 240 ltr. Bio = 109,60 € / Ersatz 240 ltr. Rest = 292,60 € = 183,00 € 

Mehrkosten. 

 
Somit ergeben sich für die abgabepflichtige Person in jedem Fall Mehrkosen. 
 

 

4 Bericht über die Durchführung der Beschlüsse aus öffentlichen Ausschusssit-

zungen 
  

 Kämmerin Nürenberg berichtet über die Durchführung der Beschlüsse aus der öf-
fentlichen Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses vom 02.09.2020. 
 
Der Bericht wird ohne Wortmeldungen zur Kenntnis genommen.  

  

5 Genehmigung der öffentlichen Niederschrift gemäß § 24 Abs. 5 GeschO 

  

 Stellv. Ausschussvorsitzender Mensing fragt, ob es Einwendungen gegen die öffent-
liche Niederschrift über die Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses vom 02. 
September 2020 gibt.  
 

Da dies nicht der Fall ist, fasst der Ausschuss folgenden Beschluss: 

 

 Die öffentliche Niederschrift über die Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses 
RPA/IX/12 vom 02. September 2020 wird hiermit formal genehmigt.  

 

 Abstimmungsergebnis:  einstimmig (5 Enthaltungen)  

 

6 Prüfung und Feststellung des Jahresabschlusses 2020 der Gemeinde Ro-

sendahl gemäß § 96 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 

NRW) 

Vorlage: X/135 
  

 Stellv. Ausschussvorsitzender Mensing verweist auf die Sitzungsvorlage X/135, gibt 
Erläuterungen und begrüßt zu diesem Tagesordnungspunkt Herrn Jürgens von der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Concunia GmbH, Münster. 
 
Herr Jürgens stellt die Prüfung und Feststellung des Jahresabschlusses 2020 mittels 
einer Power-Point-Präsentation ausführlich vor. Die Power-Point-Präsentation liegt 

der Niederschrift als Anlage I bei.  
 
Ausschussmitglied Fedder möchte wissen, ob aus den Teilplänen ersichtlich ist, in-
wieweit das Anlagevermögen je Produkt prozentual abgeschrieben ist.  
 
Herr Jürgens erklärt, dass die Entwicklung des Anlagevermögens nicht je Produkt, 
sondern für den Gesamthaushalt im Anlagenspiegel (Anlage 1 zum Anhang) darge-
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stellt werde. Die prozentuale Abschreibung lasse sich beispielsweise bei der Position 
„Straßennetz mit Wegen, Plätzen und Verkehrslenkungsanlagen“ ermitteln, indem 
die Anschaffungs- und Herstellungskosten zum 31.12.2020 (30,7 Mio. €) mit den 
kumulierten Abschreibungen (17,7 Mio. €) ins Verhältnis gesetzt werden. Demnach 
seien zum Abschlussstichtag rund 58 % des vorhandenen Straßennetzes abge-
schrieben. 
 
Ausschussmitglied Fedder möchte wissen, welche Positionen des Anlagenspiegels 
das Produkt Wasserversorgung betreffen. 
 
Kämmerin Nürenberg gibt an, dass die Position „Sonstige Bauten des Infrastruktur-
vermögens“ das Infrastrukturvermögen des Produktes Wasserversorgung enthalte. 
 
Ausschussmitglied Reints bittet um eine Erklärung der ausgewiesenen Beträge im 
Forderungsspiegel und deren Werthaltigkeit. 
 
Herr Jürgens geht auf die Fristigkeiten im Forderungsspiegel ein und erläutert, dass 
die Werthaltigkeit der Forderungen im Rahmen der Jahresabschlussprüfung durch 
die Concunia GmbH geprüft worden sei. Forderungen mit fehlender Aussicht auf 
Zahlung wurden vorab durch die Verwaltung wertberichtigt und tauchen daher nicht 
im Forderungsspiegel auf. 
 
Kämmerin Nürenberg ergänzt, dass sämtliche Forderungen einer regelmäßigen 
Werthaltigkeitsprüfung unterlägen und entsprechend eingebucht würden. Wenn zu 
einem späteren Zeitpunkt wieder eine Zahlungsfähigkeit des Kreditors eintrete, wer-
de die Wertberichtigung zurückgenommen und erneut in der Finanzbuchhaltung ver-
folgt. 
 
Ausschussmitglied Lembeck geht auf die Bilanzierungshilfe zur Isolierung der 
COVID-19 Belastungen ein, die ab dem Haushaltsjahr 2025 über maximal 50 Jahre 
erfolgswirksam aufzulösen oder alternativ einmalig oder in Anteilen gegen das Ei-
genkapital erfolgsneutral auszubuchen sei. Er möchte wissen welche Verfahrenswei-
se die Beste für die Gemeinde Rosendahl sei und wie der Kreis Coesfeld voraus-
sichtlich mit seiner Bilanzierungshilfe verfahren werde. 
 
Bürgermeister Gottheil führt aus, dass im Jahr 2020 eine Haushaltskommission mit 
Beteiligten des Kreises Coesfeld sowie Bürgermeistern/innen und Kämmerern/innen 
der kreisangehörigen Kommunen gebildet worden sei. Mit dem Landrat und dem 
Kreisdirektor wurde daraufhin ein „Letter of Intent“ abgestimmt, der u. a. vorsieht, 
dass die Verfahrensweise mit den Bilanzierungshilfen möglichst gleichlautend in al-
len kreisangehörigen Städten und Gemeinden sowie dem Kreis erfolgen solle. Zum 
aktuellen Stand sei es schwer abzuschätzen, inwieweit sich die Bilanzierungshilfen in 
den Jahren 2021 bis 2024 entwickeln werden. Grundsätzlich werde jedoch eine Ab-
schreibungsdauer von deutlich unterhalb von 50 Jahren angestrebt. Zum aktuellen 
Standpunkt erscheine etwa eine Abschreibungsdauer von 5 bis 10 Jahren als sinn-
voll. Daher bleibe die Entwicklung der coronabedingten Finanzschäden in den Folge-
jahren abzuwarten, um dann eine abschließende Vorgehensweise auf Kreisebene 
festzulegen. 
 
Stellv. Ausschussvorsitzender Mensing fragt, ob es aus taktischen Gründen sinnvoll 
sei, den coronabedingten Schaden bei der Gewerbesteuer höher anzusetzen, da der 
Betrag ohnehin ein geschätzter Wert mit vielen Unsicherheiten sei. 
 
Bürgermeister Gottheil führt aus, dass bei der Ermittlung des coronabedingten 
Schadens seitens des Gesetzgebers ein recht flexibler Auslegungsspielraum be-
steht. Als Grundlage für den Finanzschaden bei der Gewerbesteuer seien sämtliche 
Herabsetzungen auf die Vorauszahlung 2020 ab dem 01. März 2020 gewählt wor-
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den. Es sei anzunehmen, dass in dem Betrag bereits Anteile enthalten seien, die 
nicht auf die Corona-Pandemie zurückzuführen seien. Daher sei ein höherer Ansatz 
nicht sachgerecht. 
 
Stellv. Ausschussvorsitzender Mensing möchte wissen, ob eher die Zinslastquote 
oder die Schuldenquote relevanter bzw. aussagekräftiger sei. 
 
Herr Jürgens erläutert, dass die Schuldenquote relevanter sei, da auslaufende Ver-
träge und entsprechende Vertragsausgestaltungen in der Vergangenheit Auswirkun-
gen auf die Zinslastquote hätten. 
 
Bürgermeister Gottheil ergänzt, dass die Zinsen in den Kreditverträgen seinerzeit 
teilweise endfällig fixiert wurden. Was zum Abschluss der Verträge günstig erschien, 
stelle sich bei der aktuellen Zinslage nachteilig dar. Des Weiteren sei zu beachten, 
dass bei der Berechnung der Zinslastquote die Zinsaufwendungen den ordentlichen 
Aufwendungen gegenübergestellt werden. Das habe zur Folge, dass sich auch sach-
fremde Posten wie Personalaufwendungen oder Stromkosten unmittelbar auf die 
Zinslastquote auswirken. 
 
Stellv. Ausschussvorsitzender Mensing greift auf, dass die fiktiven Hebesätze im 
Gemeindefinanzierungsgesetz (GFG) zukünftig angehoben werden sollen und bittet 
um nähere Ausführungen über die Entwicklung. 
 
Bürgermeister Gottheil erläutert, dass das GFG 2022 voraussichtlich erstmalig diffe-
renzierte fiktive Hebesätze für kreisfreie Städte und kreisangehörige Städte und 
Gemeinden vorsehe. Während die Gemeinde Rosendahl im Jahr 2021 mit ihren He-
besätzen noch deutlich über den fiktiven Hebesätzen liege, sei die Differenz zu den 
neuen differenzierten Hebesätzen im Jahr 2022 nicht mehr so groß. Er weist zudem 
darauf hin, dass die Bilanz zum 31.12.2020 zwar einen hohen Bestand an liquiden 
Mitteln ausweise, diese jedoch aus einem großen Anteil von nicht verbrauchten Pau-
schalen resultieren. Des Weiteren sei zu beachten, dass der Haushaltsplan 2021 
bereits für das Jahr 2022 ein deutliches Liquiditätsdefizit prognostiziere, wenn sämt-
liche Maßnahmen planmäßig umgesetzt werden. Daher bestehe derzeit kein Grund, 
die Hebesätze für das Haushaltsjahr 2022 zu reduzieren. 
 
Ausschussmitglied Reints möchte wissen was sich hinter der Bilanzposition „Wert-
papiere des Anlagevermögens“ verbirgt. 
 
Herr Jürgens gibt an, dass es sich um Investmentzertifikate handle. 
 
Bürgermeister Gottheil ergänzt, dass jährlich Mittel i.H.v. 155.000 € in einen Versor-
gungsfonds der Kommunalen Versorgungskasse Westfalen-Lippe (kvw) eingezahlt 
werden, um künftige Beihilfe- und Pensionsverpflichtungen der Gemeinde Ro-
sendahl erfüllen zu können. 
 
Es erfolgen keine weiteren Wortmeldungen.  
 

Anschließend fasst der Ausschuss folgenden Beschlussvorschlag:  
 

 

 1. Der von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Concunia GmbH, Münster, geprüfte 
Jahresabschluss zum 31.12.2020 sowie der Anhang und der Lagebericht werden 
festgestellt. 

 
2. Der festgestellte Jahresüberschuss für das Haushaltsjahr 2020 in Höhe von 

2.456.992,21 € wird gem. § 96 Abs. 1 Satz 2 GO NRW i. V. m. § 75 Abs. 2 Satz 3 
GO NRW der Ausgleichsrücklage zugeführt. 
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3. Auf der Grundlage des von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Concunia GmbH, 

Münster, erteilten und der Sitzungsvorlage X/135 als Anlage VI beigefügten un-
eingeschränkten Bestätigungsvermerkes wird dem Bürgermeister Entlastung er-
teilt. 

 
4.  Der Bericht zum Ergebnis der Prüfung des Rechnungsprüfungsausschusses gem. 

§ 59 Abs. 3 GO NRW zum Jahresabschluss 2020 und Lagebericht 2020 wird 
festgestellt und der Niederschrift als Anlage beigefügt.  

 

 

 Abstimmungsergebnis:  einstimmig  

 

7 Mitteilungen 

  

 Mitteilungsbedarf liegt nicht vor. 
 

 

8 Einwohner-Fragestunde gemäß § 27 Abs. 10 GeschO (2. Teil) 

  

 Es werden keine Fragen durch Einwohner gestellt.  

 

9 Anfragen der Ausschussmitglieder gemäß § 27 Abs. 9 GeschO (2.Teil) 

  

 Es werden keine Fragen durch die Ausschussmitglieder gestellt.  

 
 
 
 
 

Mensing 
Stellv. Ausschussvorsitzender 

Eske 
Schriftführerin 
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